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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/078: Liebe Leserinnen und Leser (SB)





Wochendruckausgabe 78 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
17.03.2018
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Liebe Leserinnen und Leser,

mit der Ausgabe Nr. 80 wird der MA-Verlag noch einmal den gut
vorbereiteten Versuch unternehmen, die
Schattenblick-Wochendruckausgabe dem interessierten Zeitgenossen als
Abonnement regelmäßig zugänglich zu machen.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten
angegebene Konto für die Übersendung von vier aufeinander folgenden
Schattenblick-Wochenzeitungen zu überweisen, und bei
Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage vor Ablauf
der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter
Überweisung für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt
das Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch
als Einzelbestellung erworben werden, jedoch muß auch hier mit der
jeweiligen Bestellung die Einzahlung auf das Konto sieben Tage vor
Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet dann
allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen
wünschen wir Euch und uns das Beste für die jeweils in Betracht
gezogene Form der ab Ausgabe 80 möglichen und doch sehr überschaubaren
Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht
Euch

Eure Schattenblick-Redaktion


P.S. Kontoverbindung:

MA-Verlag, Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218


16. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/306: Kriegsverbrechen der Türkei in Afrin


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 17. März 2018

Deutschland und NATO-Staaten sollen Verletzungen des humanitären
Völkerrechts verurteilen

Verantwortliche für Kriegsverbrechen müssen bestraft werden



Göttingen, den 17. März 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker hat der
Türkei die systematische Verletzung des humanitären Völkerrechts und
Kriegsverbrechen bei ihrem Vormarsch auf die Stadt Afrin im Norden Syriens
vorgeworfen. "Deutschland und die NATO-Staaten müssen ein sofortiges Ende
der Kriegsverbrechen ihres NATO-Partners Türkei verlangen und eine
Bestrafung der Verantwortlichen für die Verbrechen fordern. Es kann nicht
angehen, dass die NATO die Aushöhlung des humanitären Völkerrechts fördert,
das ausdrücklich den Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten
vorsieht", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Samstag in
Göttingen.

Türkische Truppen haben gestern Abend das einzig funktionierende
Krankenhaus in Afrin mehrfach mit Granaten beschossen. Bei dem Angriff
starben nach Angaben von Augenzeugen mindestens 18 Zivilisten und 50
Menschen wurden verletzt. Auch wird der einzige Fluchtweg der
Zivilbevölkerung aus der von türkischen Truppen belagerten Stadt immer
wieder beschossen oder bombardiert. Entlang dieses Fluchtweges nach
Nord-Aleppo liegen in den Straßengräben bereits die Leichname zahlreicher
durch Beschuss getöteter Zivilisten.

"Beide Angriffe sind massive Verletzungen des Vierten Genfer Abkommens, das
den Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten regelt und
Krankenhäuser unter einen besonderen Schutz stellt", erklärte Delius.
"Deutschland hat eine besondere Verantwortung, Kriegsverbrechen der Türkei
in Syrisch-Kurdistan in aller Schärfe zu verurteilen und weitere
Verletzungen des humanitären Völkerrechts zu unterbinden, da bei dem
türkischen Angriff auf Afrin auch in Deutschland hergestellte Panzer
entscheidend eingesetzt werden."

"Wer Menschen in der belagerten Stadt Afrin mit dem Bombardement des
Krankenhauses versucht aus der Stadt zu vertreiben und diese fliehenden
Zivilisten dann auf dem einzigen Fluchtweg bombardiert, begeht Verbrechen
gegen die Menschlichkeit", erklärte der aus Afrin stammende
GfbV-Nahostreferent Kamal Sido. Engste Familienangehörige von ihm harren
noch immer in der belagerten Stadt aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/880: Über 2.000 Menschen demonstrieren in Hamburg "gegen Repression und autoritäre Formierung" (United We Stand)


Bündnis "United We Stand" - Pressemitteilung vom 17. März 2018

Über 2.000 Menschen demonstrieren in Hamburg "gegen Repression und
autoritäre Formierung"



Am heutigen Samstag, dem 17.03.2018, versammelten sich über 2.000
Menschen in der Hamburger Innenstadt, um gegen die staatliche Repression
im Nachgang des G20-Gipfels zu demonstrieren. Trotz eines
überdimensionierten Polizeiaufgebotes zogen die Demonstrierenden
lautstark und mit Zwischenkundgebungen am Untersuchungshaftgefängnis
Holstenglacis und der Roten Flora zum Park am Grünen Jäger. Die
Veranstalter*innen werten die erste größere Demonstration linker Gruppen
in Hamburg nach dem G20-Gipfel als vollen Erfolg: "Wir haben heute
gemeinsam gezeigt, dass die staatliche Strategie von Kriminalisierung
und Einschüchterung nicht aufgehen wird. Gegen ihre Repression setzen
wir unsere Solidarität!", so Sprecherin Lola Stern. Die
Versammlungsteilnehmer*innen solidarisierten sich unter anderem mit dem
jungen holländischen Aktivisten Peike, der wegen des Vorwurfs zweier
Flaschenwürfe von Richter Johann Krieten, der als rechter Hardliner
gilt, zu 2 Jahren und 7 Monaten Gefängnis verurteilt worden war.

In Redebeiträgen und auf Transparenten machten die Teilnehmer*innen
außerdem auf die Situation linker Aktivist*innen in Russland aufmerksam
und kritisierten den Angriffskrieg der Türkei gegen den kurdischen
Kanton Afrin. "Die staatliche Repression richtet sich derzeit nicht nur
gegen den G20-Protest, sondern in massivem Umfang auch gegen kurdische
Strukturen. Die Bundesrepublik Deutschland macht sich so zum Handlanger
von Erdogan und seinen faschistischen und islamistischen Verbündeten,
die aktuell die Bevölkerung von Afrin bedrohen." Das staatliche Vorgehen
gegen linke und kurdische Strukturen verstehen die Aktivist*innen im
Kontext einer autoritären Zuspitzung in der Gesellschaft: "Die
Militarisierung des Polizeiapparates, rassistische Übergriffe auf
Geflüchtete und der Erfolg der AfD gehen Hand in Hand", so Stern. "Dabei
handelt es sich auch um Reaktionen auf eine globale Zuspitzung sozialer
Konflikte."

Das "United We Stand"-Bündnis kündigte weitere Aktionen in der Zukunft
an: "Wir werden die Betroffenen der Repression auch in den nächsten
Monaten nicht alleine lassen!"

Die Kampagne "United We Stand" wurde nach dem G20-Gipfel in Hamburg
gegründet, um der einsetzenden Repression seitens des Staates gegenüber
Aktivist*innen solidarisch zu begegnen. Seither organisierte "United We
Stand" Prozessbegleitung und -beobachtung, monatliche Kundgebungen vor
dem Gefängnis in Billwerder-Moorfleet, und vielfältige weitere Aktivitäten.

 * 

Quelle:

Bündnis "United We Stand"

E-Mail: uwsdemo@riseup.net

Internet: www.antirepdemo2018.org
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8218: Und morgen, den 18. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.03.2018 bis zum 19.03.2018 +++
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Viel Sonnenschein und Kälterausch

veranlassen Jean-Luc zu träumen,

er kuschelt sich im Bogenbausch,

den tiefen Schlaf nicht zu versäumen.
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INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





ITALIEN/217: Fünf Sterne-Partei will mit rassistischer Lega Regierung bilden (Gerhard Feldbauer)


Hektisches Durcheinander vor der Konstituierung beider Kammern des
Parlaments in Rom

Fünf Sterne-Partei will mit rassistischer Lega Regierung bilden

von Gerhard Feldbauer, 17. März 2018



Luigi Di Maio, Premierskandidat der Fünf Sterne-Bewegung (M5S), und der
Führer der rassistischen Lega, Matteo Salvini, verhandeln derzeit, um eine
gemeinsame Regierung zu bilden, meldete die römische La Repubblica
am Freitag. Sie wollen Einfluss nehmen auf die am 23. März anberaumte
Konstituierung des Senats, des Abgeordnetenhauses und die Wahl der
Präsidenten beider Kammern. Erst danach wird Staatspräsident Sergio
Mattarella die Meinungen der Vertreter der Parteien über die Erteilung
eines Auftrags zur Bildung einer mehrheitsfähigen Regierung hören und über
einen Auftrag entscheiden. Die beiden Sieger der Wahlen am 4. März die
faschistisch-rassistische Allianz - aus der Forza Italia (FI) Berlusconis,
der Lega Salvinis und der Brüder Italiens (FdI) von Giorgia Meloni - und
die rechtslastige Fünf Sterne-Partei haben mit jeweils etwa einem Drittel
der Mandate keine regierungsfähige Mehrheit erreicht.

Zunächst hatte Di Maio dem großen Wahlverlierer, der bisher regierenden
Partito Democratico (PD) mit sozialdemokratischem Anstrich, angeboten,
in eine von ihm geführte Regierung einzutreten. Die 19 Prozent, auf die
die PD absackte, würden für eine Mehrheit reichen. An der Sterne-Basis
hätte das Zustimmung gefunden, denn laut Wahlanalysen sind 1,4 Millionen
enttäuschte PD-Wähler zu M5S gewechselt. Dazu wäre möglicherweise Matteo
Renzi bereit gewesen, dem es nichts ausgemacht hätte, das von Di Maio im
Wahlkampf propagierte Konzept eines "reddito di cittadinanza" mit zu
vertreten. Als "Bürgergeld für alle" ausgegeben, verbirgt sich dahinter
nichts anderes als ein italienisches Hartz IV-Modell. Doch am Wochenanfang
hat der PD-Vorstand endlich den Rücktritt seines Chefs und Ex-Premiers
Renzi, der mit seiner arbeiterfeindlichen Politik die katastrophale
Wahlniederlage entscheidend verursachte, durchgesetzt. Der bis zur
Neuwahl amtierende bisherige Landwirtschaftsminister Maurizio Martina
wies mit einer Mehrheit des Vorstands M5S jedoch ab.

Beobachter meinen, die Ablehnung der PD, die Parteigründer Beppe Grillo
scharf bekämpft, diene Di Maio nur als Vorwand, nun mit der Lega zu
koalieren. Erster Streitpunkt ist, dass sowohl Di Maio als Salvini den
Posten des Premiers beanspruchen. Salvinis Anspruch bedeutet, wie die
Nachrichtenagentur ANSA hervorhebt, "den Bruch mit Berlusconi", der
den derzeitigen EU-Parlamentspräsidenten Antonio Tajani auf den Chefsessel
im Palazzo Chigi (Amtssitz des Premiers) hieven will. Salvini habe sich
mit Di Maio darauf geeinigt, zunächst "die Präsidentschaft der beiden
Kammern in Bezug auf die Abstimmung (über die Bildung einer Regierung) zu
erörtern".

Während die Kuhhändel über eine künftige Regierung die Schlagzeilen der
Mainstream-Medien beherrschen, werden die Reaktionen an der Basis der
Linken über die katastrophale Wahlniederlage der PD verschwiegen.
DINAMOpress, eine Website von linken Basisaktivisten, berichtete,
dass anlässlich des 8. März auf Demonstrationen und Kundgebungen in 40
Städten ,von Mailand über Rom bis Palermo, Tausende davor warnten, "was
auf uns zukommt", wenn Faschisten und Rassisten an die Regierung kommen.
In einer Wahlanalyse, die man sonst nirgendwo findet, zeigte
DINAMOpress auf, wie auch die Linke der verschiedensten
Schattierungen oft tatenlos der Verbreitung von Rassenhaß und
Ausländerfeindlichkeit zuschaute, die sozialen Fragen vernachlässigte
und den Abbau von Arbeiterrechten hinnahm. Das linke Il Manifesto 
nannte die Abstimmung ein Ergebnis "der politischen und sozialen Krise der
Linken". Die kommunistische Online-Zeitung Contropiano sieht als
tiefere Ursachen, dass auch "die Linke" auf Termini wie "Klasse"
verzichtete, die als "veraltet" abgetan werden: "Die Arbeiterklasse gibt
es nicht mehr", es gibt nur noch "die Masse". Die Unternehmer, die
Besitzenden und ihre Dienstherren beachteten diese Prozesse "mit aller
Sorgfalt" und nutzten sie "für ihre eigenen Zwecke".

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1727: Deutschlandfunk Kultur - "Ins Gras beißen die anderen", 19.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ins Gras beißen die anderen

Nach dem Roman von Jamie Mason

DKultur 2017/50'55

Kriminalhörspiel

Montag, 19. März 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Jason Getty hat einen Mann umgebracht und in seinem Garten vergraben.
Als das Grundstück kultiviert werden soll, finden die Arbeiter eine
Leiche. Getty sieht sich bereits im Gefängnis. Doch der Tote ist nicht
der, den er umgebracht hat. Reste eines dritten Menschen werden
entdeckt. Jason beschließt, seinen Toten auszubuddeln, bevor die
Polizei ihn findet. Keine gute Idee, denn genau in dieser Nacht suchen
ihn die Angehörigen der beiden anderen Leichen auf. Ein Thriller mit
schwarzem Humor und skurrilen Wendungen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2506: Deutschlandfunk - 5. Raderbergkonzert 2017/18, 19.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

5. Raderbergkonzert 2017/18

Werke von Antonín Dvorák, Johannes Fischer und Dmitrij Schostakowitsch

Alissa Margulis, Violine

Sebastian Klinger, Violoncello

Marianna Shirinyan, Klavier

Johannes Fischer, Schlagzeug

Domenico Melchiorre, Schlagzeug

Musik-Panorama

Montag, 19. März 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ein klassisches Klaviertrio und ein Schlagzeug-Duo: Als Quintett ist
die ungewöhnliche Besetzung gefragt, wenn die Kammermusikfassung der
letzten Sinfonie von Dmitrij Schostakowitsch auf dem Programm steht.
Das Trio um den Cellisten Sebastian Klinger und das Duo um den
Schlagzeuger Johannes Fischer spielen das tragische Werk, das
Schostakowitsch als schwerkranker Mann 1971 schuf. Der junge Komponist
Johannes Fischer hat Schostakowitsch zudem neu interpretiert: in
seinem packenden 'DmitriRemix für Schlagzeug-Duo'. Einen funkelnden
Remix aus Tänzen und Volksmelodien schuf Antonín Dvorák in seinem
berühmten 'Dumky-Trio'. Brillant interpretiert von der Geigerin Alissa
Margulis, dem Cellisten Sebastian Klinger und der Pianistin Marianna
Shirinyan.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8647: Aus aller Welt - 17.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Treffen von Trump und Kim auf neutralem Terrain?

Das geplante Treffen zwischen US-Präsident Donald Trump und dem
nordkoreanischen Machthaber Kim Jong Un könnte in Schweden
stattfinden. Stockholm hat sich als Vermittler im Atomkonflikt
angeboten. Wie der sozialdemokratische Regierungschef Stefan Löfven
nach einem Gespräch mit dem nordkoreanischen Außenminister Ri Yong Ho
mitteilte, sei Schweden bereit, Gespräche zwischen den USA und
Nordkorea zu ermöglichen. Dem müßten aber alle Konfliktparteien wie
Südkorea, Nordkorea, China, die USA und Japan zustimmen.

17. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8647: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Frau in Zentrum von Rosenheim niedergeschossen

Ein 59jähriger hat am Freitagabend vor einem Supermarkt in der
Innenstadt von Rosenheim auf eine Frau geschossen. Die 26jährige
wurde dabei lebensgefährlich verletzt. Der von Passanten überwältigte
Schütze wurde anschließend von der Polizei festgenommen. Die
Hintergründe der Tat waren zunächst unklar. Nach ersten Erkenntnissen
der Ermittler handelte es sich offenbar um gezielten Angriff auf das
Opfer.

17. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8643: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kanada will Truppen nach Mali verlegen

Kanada wird voraussichtlich ab Herbst die internationale
Stabilisierungsmission Minusma im westafrikanischen Mali mit Soldaten
und Hubschraubern unterstützen. Wie aus Regierungskreisen in Ottawa
verlautete, sprach Regierungschef Justin Trudeau am Freitag mit
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und dem niederländischen
Regierungschef Mark Rutte über das Vorhaben. Der letzte Einsatz der
kanadischen Armee in Afrika liegt 24 Jahre zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8645: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Merkel distanziert sich in Islam-Debatte von Seehofer

In Hinblick auf den EU-Austritt Großbritanniens und die schwierige
internationale Lage sieht Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) die
Europäische Union in einer entscheidenden Zeit. In ihrem am Samstag
veröffentlichen Video-Podcast kündigte die Regierungschefin eine enge
Zusammenarbeit mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron an.
Die neue Bundesregierung wolle gemeinsam mit Frankreich Themen wie
eine langfristige Stabilisierung des Euro und eine verstärkte
EU-Migrationspolitik in Angriff nehmen, sagte Merkel. In der von
Horst Seehofer (CSU) angestoßenen Islam-Debatte distanzierte sich die
Kanzlerin von ihrem Innenminister. Die vier Millionen bei uns
lebenden Muslime gehören zu Deutschland, und genauso gehört ihre
Religion damit zu Deutschland, also auch der Islam, betonte Merkel
bei einem Treffen mit dem schwedischen Ministerpräsidenten Stefan
Löfven am Freitag in Berlin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8644: Tragisches und Kurioses - 17.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kleines Bäumchen rettete Bergwanderer vor tiefen Sturz

Auf einer Wanderung zum Grasleitenstein in den Bayerischen Voralpen
rutschte ein Student aus München auf einem Steig aus und ein Stück in
dem Gelände ab. Ein kleines Bäumchen, an dem sich der Mann im letzten
Moment noch festhalten konnte, verhinderte einen bis zu 30 Meter
tiefen Sturz. Die Lenggrieser Bergwacht befreite den Verunglückten
aus seiner mißlichen Lage, nachdem dieser mit seinem
Mobiltelefon einen Notruf abgesetzt hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7729: Aus Forschung und Technik - 17.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Keplers Ende naht

Nach neun Jahren im All verfügt das Weltraumteleskop Kepler nur noch
über sehr wenig Treibstoff. Experten der NASA gehen davon aus, daß
das Observatorium schon in wenigen Monaten nicht mehr seine
Sendeantenne mit Hilfe der Antriebsdüsen zur Erde ausrichten und
seine Daten übermitteln kann. Kepler war 2009 auf einer Bahn um die
Sonne gebracht worden, um nach erdähnlichen Planeten außerhalb
unseres Sonnensystems zu suchen. Die primäre Mission war nur auf
dreieinhalb Jahre angelegt. Für Mitte April hat die
US-Raumfahrtbehörde den Start des Transiting Exoplanet Survey
Satellite (TESS) angekündigt. Wie Kepler soll auch TESS sogenannte
Expoplaneten aufspüren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7742: Aus aller Welt - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Budgetkürzung und Steuerfinanzierung für Danmarks Radio geplant

In Dänemark soll das Budget für den öffentlich-rechtlichen Radio- und
Fernsehsender Danmarks Radio (DR) für die nächsten fünf Jahre um 20
Prozent gekürzt werden. Gleichzeitig soll die Rundfunkgebühr
(Medienlizenz) in Höhe von 330 Euro im Jahr abgeschafft werden. DR
würde künftig aus dem Steueraufkommen finanziert, indem der
persönliche Steuerfreibetrag abgesenkt wird. Auf das Vorhaben haben
sich die Parteien der Minderheitsregierung mit der sie stützenden
rechtspopulistischen Dänischen Volkspartei verständigt. Letztere
hatte ursprünglich eine Budget-Kürzung von 25 Prozent gefordert. Das
Parlament wird über die Pläne abstimmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7703: Medizin und Gesundheitswesen - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Frühe Krankenhausentlassungen nicht ohne Risiko

Um die Gesundheitskosten zu senken, werden immer mehr Patienten
frühzeitig aus dem Krankenhaus entlassen. Das ist nicht ohne Risiko.
So müssen beispielsweise in den USA, wo Herzinfarktpatienten schon
nach drei Tagen entlassen werden, deutlich mehr von ihnen wieder
stationär aufgenommen werden als hierzulande, wo solche Patienten oft
eine Woche oder länger im Krankenhaus unter Beobachtung stehen.
Manesh Patel vom Duke University Medical Center in Durham/North
Carolina und Mitarbeiter gelangten zu dem Ergebnis, daß bei einer
frühzeitigen Entlassung eine dreifach höhere Rate von
Re-Hospitalisierungen besteht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7730: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



85 Millionen Euro für Polizeieinsätze beim Hamburger G20-Gipfel

Die Polizeieinsätze beim G20-Gipfel in Hamburg im vergangenen Sommer
haben rund 85 Millionen Euro gekostet, wie der NDR am Samstag
meldete. Für die absehbaren Ausgaben für Personal, dessen
Unterbringung etc. hatte der Bund im Frühjahr der Stadt 50 Millionen
Euro bereitgestellt. Der damalige Bürgermeister Scholz erreichte bei
Nachverhandlungen eine Aufstockung um 19 Millionen Euro. Für die
übrigen 16 Millionen Euro kommt die Finanzbehörde Hamburgs auf. Für
die die ursprünglichen Pläne übersteigenden Mehrkosten machte der NDR
die Proteste verantwortlich, die zeitweilig völlig aus dem Ruder
gelaufen wären.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7656: Sprache, Kunst und Medium - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Neil Young beschenkt seine Fans

Nachdem er im Dezember schon alle seine offiziell veröffentlichten
Musikalben via Internet freischalten ließ, macht Neil Young seinen
Fans jetzt ein weiteres Geschenk. Der 72jährige kündigte an, es werde
eine größere Anzahl bisher unveröffentlichter Platten in bester
Tonqualität zum kostenlosen Download auf die Archivseite gestellt.

Laut Deutschlandfunk Kultur sind darunter auch mehrere bisher nicht
publizierte Live-Aufnahmen und Alben, die bis in die 60er Jahre
zurückreichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7720: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Türkei beschießt nordsyrische Kurdenstadt Afrin mit Granaten

Die türkische Luftwaffe hat bei der Eroberung der syrischen Stadt
Afrin aus der Hand kurdischer Kämpfer und Kämpferinnen das einzige
Krankenhaus am Ort beschossen. Die Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte meldete von Großbritannien aus, es habe zahlreiche
Opfer gegeben. Doktor Schitika konkretisierte die Angabe am
Freitagabend per WhatsApp gegenüber der Deutschen Presse-Agentur
dahingehend, daß das Krankenhaus von mehreren Granaten getroffen
worden sei und daß mindestens 16 Menschen getötet und viele weitere
verwundet worden seien. Demnach wird Afrin wahllos mit Tausenden von
Granaten beschossen. Türkisches Militär stritt eine Verantwortung für
den Beschuß des Krankenhauses ab. Die nordsyrische Stadt wird seit
rund einer Woche von den türkischen Invasionsstreitkräften und mit
ihnen verbündeten syrischen Aufständischen belagert. Der
oppositionsnahen syrischen Beobachtungsstelle zufolge sind in den
vergangenen Tagen mehr als 150.000 Menschen vor den Türken aus Afrin
geflohen.

Die türkische Luftwaffe hat nach Angaben der Armee vom Freitag über
Afrin Flugblätter abgeworfen, auf denen die Zivilbevölkerung
aufgerufen wird, sich in den Schutz türkischen Militärs zu begeben,
der türkischen Gerechtigkeit zu trauen und sich von den als
Terroristen bezeichneten kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG
fernzuhalten. Das türkische Militär warnte vor den eigenen Angriffen,
sollten sich die Afriner und ihre Kinder als menschliche
Schutzschilde mißbrauchen lassen. Unterdessen hat der türkische
Außenminister Mevlüt Cavusoglu in Astana die sich neben der Türkei
ebenfalls als Garantiemäche eines Waffenstillstands in Syrien
verstehenden Partner Rußland und Iran aufgefordert, ihr gemeinsames
Bemühen zur Beendigung von Verstößen gegen den Waffenstillstand zu
verstärken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7734: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesaußenminister Maas stellt sich in Warschau vor

Bundesaußenminister Heiko Maas hat sich bei seinem Antrittsbesuch in
Warschau für eine Wiederbelebung regelmäßiger Konsultationen von
Deutschland, Frankreich und Polen ausgesprochen. Europa sei ohne die
Versöhnung und Freundschaft zwischen Deutschen und Polen nicht
vorstellbar, sagte der SPD-Politiker. Gemeinsam habe man die
Verantwortung, Europa zusammenzuhalten. Auch sein polnischer
Amtskollege Jacek Czaputowicz plädierte am Freitag für eine
Wiederaufnahme des Formats "Weimarer Dreieck". Dieses ruht seit
anderthalb Jahren.

Aktuelle Streitpunkte in den bilateralen Beziehungen sind die
Justizreform der nationalkonservativen PiS-Regierung Polens, die
Quoten zur Verteilung von Flüchtlingen auf die EU-Länder und der Bau
der zweiten Gaspipeline von Rußland durch die Ostsee nach
Deutschland.

Maas kam in Warschau auch mit Präsident Andrzej Duda und
Ministerpräsident Mateusz Morawiecki zusammen. Unmittelbar nach
seiner Amtseinführung am Mittwoch war Maas nach Paris geflogen. Als
nächstes steht ein Antrittsbesuch in Israel an. Am Montag wird die
alte und neue Bundeskanzlerin Angela Merkel in Warschau erwartet. Am
Freitag hatte sie Paris einen Besuch abgestattet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7706: Tragisches und Kurioses - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Auffahrunfall durch betrunkenen Straßenbahnfahrer

In der Kölner Innenstadt ist es Freitagnacht an einer Haltestelle zu
einem Straßenbahn-Auffahrunfall mit mehr als 40 Verletzten gekommen.
Ein offenbar alkoholisierter Fahrer fuhr nahezu ungebremst auf eine
haltende Bahn auf, wodurch deren hinterer Waggon entgleiste, wie der
WDR in seinen Nachrichten berichtete.

Durch die Wucht des Aufpralls wurden etliche Passagiere durch die
Wagen geschleudert. Es gab mindestens 43 Verletzte; die meisten zogen
sich Prellungen zu. Rettungskräfte brachten einen schwerer verletzten
Mann ins Krankenhaus.

Bei einem ersten Atem-Alkoholtest kam der Verursacher auf etwa zwei
Promille. Das Ergebnis der Blutprobe wurde noch nicht veröffentlicht.
Wie es hieß, wurde bei dem Fahrer und im Steuerstand nach dem Unfall
kein Alkohol gefunden.

Gegen den 55jährigen werde nun wegen Gefährdung des Bahnverkehrs
ermittelt, hieß es von den Kölner Verkehrs-Betrieben. Wie der KVB
erklärte, sei der seit 1991 bei ihnen beschäftigte Fahrer bisher nie
wegen Alkohol im Dienst aufgefallen. Ferner würden die Mitarbeiter
turnusgemäß untersucht und auch durch anonyme Stichproben während der
Fahrten überwacht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7731: Arbeit, Soziales und Familie - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Kurden feiern Newroz mit zwei Kundgebungen in Hannover

Am Samstag bereiteten Zehntausende Kurden und ihre Freunde in
Hannover mit zwei Kundgebungen das Neujahrsfest Newroz vor, das
traditionell zum Frühlingsanfang begangen wird. Den Umzügen und der
Abschlußkundgebung am Nachmittag auf dem Opernplatz war das Motto
"Newroz heißt Widerstand - der Widerstand heißt Afrin" vorangestellt
worden. Damit drückten die Teilnehmer ihren Protest gegen die
Militäroffensive der Türkei in der syrischen Kurdenregion Afrin aus.
Der Protest galt auch der Lieferung unzähliger Kampfpanzer Leopard
aus Deutschland an die Türkei.

Die rund 22 Millionen vor allem im Iran, Irak, in Syrien und in der
Türkei lebenden Kurden verstehen Newroz als Teil ihrer kurdischen
Identität. Ihre Unterstützer in Deutschland sind unter anderem
fasziniert von der basisdemokratischen Gesellschaft der Kurden, ihrem
konföderalistischen System und ihrem Kampf gegen Unterdrückung der
Frauen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7714: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel kann für kältere Winter sorgen

Daß die Erderwärmung für wärmere Winter sorgt, liegt für viele auf
der Hand. Doch auch das Gegenteil kann der Fall sein. Zwar weisen die
seit 1761 aufgezeichneten Temperaturen in den letzten hundert Jahren
darauf hin, daß auch im Winter die Thermometer durchschnittlich rund
ein Grad mehr anzeigen. Doch das ist keine Garantie für die Zukunft.
So haben Vladimir Petoukhov und Mitarbeiter vom Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung gezeigt, daß sich die großen Luftströme verändert
haben, weil die Meereis-Bedeckung rund um die Barents-Kara-See,
nördlich von Norwegen und Rußland, abnimmt. Und das hat Folgen. Denn
je freier die Meeresoberfläche von Eis ist, um so mehr Wärme gibt sie
an die kalte Umgebung ab. Das bedeutet, daß die Abnahme des Eises im
hohen Norden hierzulande zu harten Wintern führen kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7719: Märkte und Finanzen - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Ex-Bahnchef Grube erhielt satte Abfindung für Januar 2017

Rüdiger Grube, mehrjähriger Vorstand der staatlich kontrollierten
Deutschen Bahn, hat seinen Posten im Januar 2017 aufgegeben. Er
verließ das Unternehmen mit einer Abfindung von 2,3 Millionen Euro
für 30 Tage Tätigkeit, wie das Nachrichtenmagazin Der Spiegel vorab
zur aktuellen Ausgabe an diesem Samstag meldete. Demnach erhielt
Grube gut 2,2 Millionen Euro im Zusammenhang mit der vorzeitigen
Beendigung der Tätigkeit. Zuerst hatte der Tagesspiegel unter
Berufung auf Unterlagen zur nächsten Aufsichtsratsitzung der Bahn am
kommenden Mittwoch von der Abfindung berichtet. Grubes Nachfolger
Richard Lutz wurde den Angaben zufolge für 2017 mit gut 1,9 Millionen
Euro entlohnt.

17. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7737: Aus Forschung und Technik - 17.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Auch der Schweiß wird biometrisch erfaßt

Offenbar wissen heute nicht mehr viele, daß es Zeiten gab, in denen
der Zukunftsentwurf eines gläsernen Menschens kritisch beäugt wurde.
Davon ist heute keine Spur mehr zu finden. Schon längst ist die Tür
in eine Zukunft aufgestoßen worden, in der nicht nur jede Regung des
Menschen elektronisch erfaßt wird, sondern von allen Seiten Sensoren
auf ihn gerichtet sind, um seine biometrischen Daten zu erfassen. So
messen Fitness-Armbänder und Smartwatches Puls oder Atemrate, um
Daten über den Gesundheitszustand des Trägers zu liefern. Und die
Entwicklung steht erst am Anfang. So haben Wissenschaftler um Ali
Javey vom Fachbereich Elektrotechnik und Informatik an der University
of California in Berkely ein System von Sensoren entwickelt, das
Stoffe wie Natrium, Kalium, Glukose und Laktat im Schweiß erfassen
kann, um mit Hilfe der unterschiedlichen Konzentrationen und
Chemikalien den Gesundheitszustand zu ermitteln. Derzeit ist Javeys
Gruppe dabei, ihr System auf rund 20 unterschiedliche Stoffe im
Schweiß zu erweitern.
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INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





USA/1406: Bekenntnis zur Verschärfung - Verhör- und Folterspezialistin an der Spitze der CIA ... (SB)


Bekenntnis zur Verschärfung - Verhör- und Folterspezialistin an der Spitze der CIA ...



Mit der Ernennung von Gina Haspel zur neuen CIA-Direktorin macht
US-Präsident Donald Trump seine vollmundigen Wahlkampfversprechen von
2016, weit brutalere Methoden im "globalen Antiterrorkrieg" als
Vorgänger Barack Obama anzuwenden, wahr. Die 62jährige Haspel gilt als
Aushängeschild jener "verbesserten Verhörmethoden", die George W. Bush
und Dick Cheney nach den Anschlägen vom 11. September 2001 angeordnet
haben. 2002 war sie Leiterin des ersten "black site" der CIA im 
Ausland. Im Sommer jenen Jahres wurden in dem Geheimgefängnis namens
"Cat's Eye" in Thailand die beiden mutmaßlichen Al-Kaida-Mitglieder
Abu Zubaidah and Abd Al Rahim al Nashiri unter den Augen Haspels von
den beiden freiberuflichen Psychologen James Mitchell und Bruce 
Jessen auf brutalste Weise gefoltert.

Im nachhinein hieß es, der US-Auslandsgeheimdienst versuchte damals
verzweifelt Erkenntnisse aus den beiden Gesinnungsgenossen Osama Bin
Ladens zu bekommen, um weitere Großanschläge gegen Ziele auf dem
amerikanischen Festland verhindern zu können. Bei sorgfältiger
Betrachtung des Zeitablaufs drängt sich jedoch der Verdacht auf, daß
Zubaidah und Al Nashiri zu Aussagen gezwungen werden sollten, welche
die Bush-Regierung für die damals anlaufende Propagandakampagne zur
Begründung eines längst beschlossenen, illegalen Krieges gegen den
Irak, um dort Saddam Hussein zu stürzen, nutzen wollte.

2005 koordinierte Haspel das CIA-Programm der "außergewöhnlichen
Überstellungen" und hatte einen ganzen Gulag aus Geheimgefängnissen
in Osteuropa, Afrika und Asien unter ihrer Obhut. Am 9. November 2005
hat sie, auf Anweisung von José Rodriguez, damals Chef der Abteilung
für verdeckten Operationen bei der CIA, die Vernichtung sämtlicher
Videoaufzeichnungen von Folterungen in den "black sites" angeordnet.
Auch hier ist der Zeitpunkt frappant. Wenige Tage zuvor hatte Leonie
Brinkema, Richterin am Bundesgericht in Alexandria, Virginia, die
Aushändigung allen amtlichen Materials angeordnet, das zur Entlastung
von Zacarias Moussaoui, dem sogenannten "20. Hijacker" des 
9/11-Komplotts, der bereits im August 2001 ins FBI-Netz gegangen war,
beitragen könnte.

Die Beseitigung jener Videoaufzeichnungen war also nicht nur eine 
krasse und illegale Mißachtung eines richterlichen Befehls, sondern 
auch ein riesiger Akt der Vertuschung. Später sollte Rodriguez die 
Maßnahme mit dem Wunsch, sich selbst und seine CIA-Kollegen vor 
unnötiger gerichtlicher Verfolgung zu schützen, begründen. Doch wenn 
auf den Videobändern Informationen zu finden gewesen wären, welche der 
offiziellen Version vom 9/11 widersprochen hätten? Bei seiner 
Festnahme 2003 in Pakistan hat Khalid Scheich Mohammed jede 
Verwicklung in den 11. September bestritten; nachdem er 183mal dem 
Waterboarding unterzogen wurde, stand er als "Chefplaner" der 
Flugzeuganschläge da. Die von KSM durch schwerste Mißhandlungen 
erzwungenen Aussagen bilden den Grundstein des 2006 fertiggestellten 
Berichtes der "unabhängigen" 9/11-Kommission. Im September desselben 
Jahres hat George W. Bush per Präsidialdekret die Schließung aller 
"black sites" im Ausland und die Unterbringung von KSM, Al Zubaidah, 
Al Nashiri und anderen mutmaßlichen Al-Kaida-"Terroristen" in dem 
Sondergefängnis auf dem Gelände des US-Marinestützpunkts Guantánamo 
Bay veranlaßt.

Von 2009 bis 2017 hat Barack Obama vergeblich versucht, das
Sonderinternierungslager Guantánamo zu schließen und die Inhaftierten
dort dem regulären Justizsystem der USA zu überstellen. Er 
scheiterte vor allem am Widerstand republikanischer Moslemhasser und 
Terrorkriegsfanatiker. Seit 2008 schleppt sich der Prozeß vor einem
Sondermilitärtribunal gegen KSM und vier weitere mutmaßlich
Beteiligte des 9/11-Komplotts dahin und kommt wegen der 
Geheimniskrämereien der Behörden sowie des desaströsen physischen und
geistigen Zustands der Angeklagten nicht wirklich voran. Auch die
Anwälte von Abu Zubaidah und Al Nashiri beklagen die katastrophale
Verfassung ihrer Mandaten. Beide Männer sind infolge der grausamen
Folter durch die CIA und der anschließenden jahrelangen Isolationshaft
in Guantánamo schwer krank und geistig verwirrt.

Aktuell tobt - unbemerkt von der großen Öffentlichkeit - um den Prozeß
gegen Al Nashiri wegen Beteiligung an dem Anschlag auf das 
US-Kriegsschiff Cole im Oktober 2000 im Hafen von Aden, ein heftiger 
Streit. Nach der Entdeckung eines versteckten Mikrofons Ende letzten
Jahres in dem Zimmer, in dem sich Al Nashiri angeblich allein mit 
seinen Anwälten treffen durfte, hat die Verteidigung ihre Teilnahme 
an der Justizcharade aufgekündigt und weigert sich seitdem, nach 
Guantánamo zu kommen. Wegen Mißachtung des Militärtribunals hat der 
zuständige Richter, Luftwaffenoberst Vance Spath, den Anwälten mit 
Verhaftung gedroht. Ganz im trumpschen Sinne hat Spath die Beschwerde 
der drei Pflichtverteidiger über das illegale Belauschen ihrer 
Gespräche mit Al Nashiri als "fake news" bezeichnet.

Als 2007 die Tatsache der Vernichtung der Videobänder von den
"außergewöhnlichen" Verhörstunden Abu Zubaidas und Konsorten bekannt
wurde, löste dies eine heftige Kontroverse aus, die ihren Höhepunkt
Ende 2014 mit der Veröffentlichung des Folterberichtes des Senats
fand. Damals standen sich Obamas CIA-Chef John Brennan, dem die
Autoren des Berichts in ihrer Kritik zu weit gingen, und die
demokratische Vorsitzende des Geheimdienstsausschusses, die
kalifornische Senatorin Dianne Feinstein, die eine Aufarbeitung von
Amerikas "schwärzester Stunde" befürwortete, unversöhnlich gegenüber.
Heute sind Brennan, der inzwischen die amerikanische
Öffentlichkeit als Fernsehexperte in Sachen Sicherheitspolitik berät,
und Senatorin Feinstein einer Meinung, daß Gina Haspel eine 
hervorragende CIA-Chefin wäre.

Von daher ist nicht zu erwarten, daß eine Mehrheit im
Geheimdienstausschuß des Senats auf die Klagen von
Bürgerrechtsorganisationen wie der American Civil Liberties Union
(ACLU) hören und gegen die Personalie Haspel votieren wird. Zwar
werden die Republikaner John McCain und Rand Paul bei ihrem Nein
bleiben und damit das Rückzugsgefecht der Foltergegner anführen,
doch am Ende wird sich Trump durchsetzen. Mit Haspel als CIA-Chefin
und ihrem Vorgänger Mike Pompeo als neuem Außenminister werden es
Amerikas Militaristen leicht haben, ihren Feinden irgendwelche 
Missetaten anzuhängen, wenn sie demnächst zur Erzeugung irgendeines 
Kriegsvorwands belastende Aussagen benötigen. Zwar ist Folter im Sinne 
der polizeilichen Erkenntnisgewinnung vollkommen nutzlos, doch sie 
eignet sich seit jeher hervorragend zur Produktion von falschen 
Geständnissen. Der Umstand, daß gestern die US-Botschafterin bei den
Vereinten Nationen, Nikki Haley, fabulierte, es bestünde die Gefahr 
einer russischen Nervengiftattacke auf New York, läßt erahnen, wie 
schnell Gefahrenlagen aufgebaut und zweckdienlich ausgeschlachtet 
werden könnten. 
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VORTRAG/2241: Bremen - Karin Leukefeld zum Krieg in Syrien, 19.03.2018


Bremer Friedensforum

Karin Leukefeld zum Krieg in Syrien - Veranstaltung am 19. März



Bremen. Die Journalistin Karin Leukefeld spricht am Montag, 19. März, um
19.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4, in Bremen zum Thema: "Krieg in
Syrien: Wie kann er beendet werden und wie kann eine Nachkriegsordnung
aussehen?" Die Nahostexpertin ist Gast beim Bremer Friedensforum und kennt
die Situation in Syrien von zahlreichen Aufenthalten dort, zuletzt Anfang
März 2018.

In Gesprächen mit vielen Oppositionellen, die allerdings die militärische
Konfliktlösung ablehnen, hat sie Vorschläge für eine friedliche,
laizistische Zukunft Syriens kennen gelernt. Wenn jemand aktuell berichten
kann, dann Karin Leukefeld.

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. März 2018 
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SCHACH-SPHINX/06507: Geschöpfe ehrlosester Gesinnung (SB)


Ja, wir gestehen es ein. Schach ist ein gewalttätiger Sport. Schon der
surrealistische Maler Marcel Duchamp sah in allen Schachspielern
Künstler mit einem perfiden Hang zum rigoros Kämpferischen. Er wußte
durchaus, wovon er sprach. Schließlich war er 1930 bei der
Schacholympiade in Hamburg neben Alexander Aljechin Mitglied der
französischen Mannschaft gewesen. Wer einmal das grauenhafte Vergnügen
hatte, durch einen Turniersaal zu schreiten, der wird wohl auch die
Atmosphäre kaltblütigen Grimmes mit bleicher Nase in sich eingesogen
und die giftig-dünnen Blicke auf den Gesichtern der Brütenden gesehen
haben, wie sie in Gedanken Intrigen, bösartige Ränke, Mordpläne der
schlimmsten Art schmiedeten. Ja, Mord, Mord, Mord schrie es stumm aus
ihren Lippen heraus. Was für eine gemeine Gattung und Geschöpfe von
ehrlosester Gesinnung hatten sich hier nur versammelt. Nicht einmal
vor einer Dame machte ihr blinder Ehrgeiz halt. Ohne mit der Wimper zu
zucken, wird die treue Gemahlin dem Tod überantwortet. Und dann, als
der Höhepunkt perfider Lust seinem Höhepunkt entgegenschwillt, hört
man die endgültige Worte - - - Schachmatt, der König ist tot! Ja, wir
gestehen es ein. Schachspieler sind gewalttätige Menschen. Auch im
heutigen Rätsel der Sphinx geht es einem Monarchen zu Leibe, und die
Boten des Untergangs sind die beiden schwarzen Bauern auf e4 und f4.
Vollstrecker der Bluttat wird allerdings der schwarzfeldrige
Damenläufer sein, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06507: Geschöpfe ehrlosester Gesinnung (SB)]



Ismailow - Waiser

UdSSR 1976


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schachfreund Hennings sah wohl voraus, daß er seine Entwicklung
baldigst abschließen mußte, um nicht in große Schwierigkeiten zu
geraten. Also forcierte er die Ereignisse mit 1.Lf1-b5! a6xb5 2.a4xb5.
Zieht der Turm, so erobert er die Figur mit Vorteil und Bauernzins
zurück. Schachfreund Lorenz konterte daher verwegen mit 2...Sa5-c4
3.b5xc6 Sc4xe3 4.f2xe3 Dg5xg2 5.Th1-f1 Le6-c4?, was jedoch eine
Fehlkalkulation war, denn nach 6.Dd1-f3 mußte er bereits kapitulieren,
weil sowohl 6...Dg2xb2 als auch 6...Lc4xf1 an 7.Ta1-a8+ gescheitert
wären. 6...Dg2xf1+ 7.Df3xf1 Lc4xf1 ging natürlich nicht wegen 8.c6xb7!
Das Denken scheint eine recht launische Angelegenheit zu sein. Wohl
dem, der Fortunas Lächeln erntet!



Erstveröffentlichung am 21. März 2005
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ATOM/1281: Transmutation, ein Weg aus der Atommüllfalle? (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit


Nr. 744-745 / 32. Jahrgang, 4. Januar 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Transmutation, ein Weg aus der Atommüllfalle?

Von Dr. Rainer Moormann, Aachen(1)



Unter Transmutation versteht man Nuklidumwandlungen mit Hilfe von
freien Neutronen. Der Begriff wurde aus der Sprache der Alchemisten
entlehnt, die mit chemischen Methoden Gold aus Quecksilber machen
wollten. Transmutation von langlebigem kerntechnischen Abfall in
kurzlebige oder sogar stabile Nuklide soll das offensichtlich
gravierende Entsorgungsproblem der Nukleartechnik entschärfen. Wie die
Chancen dazu stehen, soll hier auf wissenschaftlicher Basis untersucht
werden.

Historie

Die Idee zur Transmutation nuklearer Abfälle entstammt den 1950er
Jahren. Die ersten detaillierten Veröffentlichungen gab es in den
1960er Jahren und die erste internationale Konferenz zur Transmutation
fand 1977 am Gardasee statt, ein Zeichen dafür, dass sich schon viele
Kerntechniker mit Transmutation befassten. Einen schweren Rückschlag
gab es 1999: Der US-Kongress lehnte die Finanzierung eines
Transmutationsgrossprojektes ab; mit einer Zeitdauer von 100 Jahren,
Kosten von 300 Milliarden US-Dollar und aufgrund der Tatsache, dass es
nur eine Müllreduktion gäbe, aber ein Endlager weiterhin erforderlich
wäre, sei Transmutation nicht effizient genug. In der EU sowie in
Russland wurde zwar weiter an Transmutation gearbeitet, aber auch dort
befindet sich die Transmutationsentwicklung tendenziell im Niedergang:
Die Finanzierung der kleinen Transmutationstestanlage Myrrha im
Belgischen Mol gelingt seit 10 Jahren nicht, obwohl die belgische
Regierung 40 Prozent der Kosten von gut 1 Milliarde Euro übernimmt.
Daraus darf man folgern, dass dieses Projekt weithin nicht als
erfolgversprechend eingeschätzt wird.

Der Umfang der EU-Förderung zur Transmutation wurde verringert.
Aktuell verweisen Transmutationsbefürworter auf in Betrieb gehende
russische schnelle Reaktoren (BN-800); konkret verbrennt dieser
Reaktortyp überschüssiges Waffenplutonium (überwiegend Pu-239), also
einen herkömmlichen Kernbrennstoff, und keinen Atommüll. Ob vage und
riskante Pläne umgesetzt werden, später mit diesen Reaktoren auch die
Reduktion der Atommüllmenge zu demonstrieren, bleibt abzuwarten.

Fachlicher Hintergrund

Bei langlebigen Nukliden im Müll sind die folgenden beiden Gruppen zu
unterscheiden:

A) Langlebige Spaltprodukte (Se-79, Zr-93, Tc-99, Pd-107, Sn-126,
I-129, Cs-135) zusammen mit langlebigen Produkten aus
Aktivierungsreaktionen an Elementen niedriger Masse (C-14, Cl-36 ...).
Die Halbwertszeiten reichen von 5730 Jahre (C-14) bis 15,7 Millionen
Jahre (I-129). Es handelt sich um Beta- und Gamma-Strahler. Einige
Nuklide dieser Gruppe sind bei Wassereinbruch in ein geologisches
Endlager hochmobil, das heißt sie könnten in die Biosphäre gelangen.
[1] In 1 Tonne abgebranntem Druckwasserreaktor(DWR)-Brennstoff sind
etwa 2 Kilogramm an langlebigen Spaltprodukten vorhanden. Ein
klassischer Leichtwasserreaktor (LWR, 1,2 Gigawatt elektrischer
Leistung) erzeugt etwa 32 Tonnen abgebrannten Kernbrennstoff pro Jahr.
[2]

B) Langlebige Aktinoide, die durch Aktivierungsprozesse am
Kernbrennstoff entstehen: Das sind die sogenannten Minoren Aktinoide
(MA) Am-241, Am-243, Cm-245, Np-237 sowie das Reaktorplutonium Pu-239,
Pu-240, Pu-242. Letzteres, das prinzipiell als MOX-Brennstoff in
Standardreaktoren eingesetzt werden kann, wird erst seit gut 10 Jahren
überwiegend als separat zu transmutierender Abfall angesehen. Für die
im Abfall vorkommenden MA plus Plutoium wird häufig die Bezeichnung
TRU (Transurane) verwendet. Diese Aktinoide sind Alpha-Strahler, also
inkorporiert hoch toxisch. Aus Sicherheitssicht von Vorteil ist, dass
diese Aktinoide im Endlager auch bei Wassereintritt kaum mobil sind,
das heißt zerfallen wären, bevor sie die Biosphäre erreichten. [1] Die
Halbwertszeiten liegen zwischen einigen hundert und 2 Millionen
Jahren. Diese Aktinoide sind zwar prinzipiell spaltbar, aber (Ausnahme
Pu-239) bei weitem nicht so leicht wie die klassischen Kernbrennstoffe
und reichern sich deshalb in herkömmlichen Atomkraftwerken an. In 1
Tonne abgebranntem DWR-Brennstoff sind 1,4 Kilogramm MA und 2,7
Kilogramm Pu-240+Pu-242 sowie 7 Kilogramm des leicht spaltbaren Pu-239
enthalten. [2]

Freie Neutronen können auf drei unterschiedliche Weisen Kernumwandlungen im
Atommüll hervorrufen:

1. Spaltung:

Während sich die klassische Kernspaltung in Atomkraftwerken auf sehr
wenige Nuklide beschränkt (U-233, U-235, Pu-239, Pu-241), lassen sich,
vor allem mit schnellen Neutronen, mit einigem Aufwand auch die
anderen Aktinoide spalten. Die Nuklide der Gruppe A) sind demgegenüber
nicht spaltbar.

2. Spallation:

Unter Spallation versteht man die Kernzertrümmerung durch sehr
hochenergetische Protonen oder Neutronen, ein Prozess, der anders als
die Spaltung keine Energie liefert, sondern viel Energie verbraucht.
Auf Abfall der Gruppe A) ist Spallation nicht effizient anwendbar,
wohl aber auf alle Nuklide mit hoher Massenzahl.

Es ist zu beachten, dass Spaltung und Spallation die Radioaktivität
keinesfalls beseitigen. Wie am Beispiel der Uranspaltung
(Halbwertszeit U-235: 700 Millionen Jahre) ersichtlich, wird - für
einen kürzeren Zeitraum eine sehr große und daher gefährliche
Aktivitätssteigerung verursacht. Spaltung und Spallation liefern
nämlich ein breites Spektrum an radioaktiven (kurz- und langlebigen)
und stabilen Produkten; demgegenüber verläuft der Einfang von
Neutronen spezifischer:

3. Neutroneneinfang:

Unter Neutroneneinfang fasst man verschiedene Reaktionen zusammen, zum
Beispiel die (n,p)-Reaktion, bei der ein Neutron aufgenommen, und ein
Proton abgegeben wird (in der Atmosphäre wird so radioaktiver C-14 aus
stabilem N-14 gebildet), oder den schlichten Einfang, bei dem das
Neutron im Nuklid verbleibt und sich die Massenzahl um eine Einheit
erhöht (Beispiel: Im Atomkraftwerk wird aus dem stabilen Spaltprodukt
Cs-133 radioaktives Cs-134 gebildet). Manche langlebigen radioaktiven
Nuklide lassen sich so in kurzlebige oder stabile überführen. Die
Reaktionswahrscheinlichkeit ist für jedes Nuklid unterschiedlich, und
einige Nuklide lassen sich so praktisch nicht umwandeln.
Neutroneneinfang ist die einzige anerkannte Methode, mit der die
Nuklide der Gruppe A) transmutiert werden können.

Probleme

Ein erstes Problem der Transmutation besteht darin, dass man sehr
starke Neutronenquellen braucht, wenn man Spallation oder
Neutroneneinfang anwenden will. Solche Neutronenquellen konnten bisher
trotz großer Bemühungen nicht entwickelt werden. Das Fehlen
effizienter Neutronenquellen hat seit dem Jahr 2000 daher dazu
geführt, dass die Bemühungen um Transmutation sich auf die
TRU-Spaltung konzentrieren; das wäre erheblich leichter realisierbar,
weil bei deren Spaltung Neutronen erzeugt werden und wäre ggf. schon
in schnellen Reaktoren(2) möglich. Allerdings könnte ein solcher
Reaktor nur betrieben werden, wenn zugleich ausreichende Mengen an
leicht spaltbaren klassischen Spaltstoffen im Kern vorhanden sind. Aus
diesem Grund sehen heutige Konzepte häufig keine separate Behandlung
von Reaktorplutonium (mit seinem hohen Anteil an leicht spaltbarem
Pu-239) und MA mehr vor. Solche Systeme aus schwer spaltbaren
Aktinoiden und klassischen Spaltstoffen stellen allerdings
hinsichtlich Kritikalitätssicherheit besondere Herausforderungen dar.
Nur wenn ausreichend Neutronen von außen zugeführt würden (s. unten),
ließe sich allein aus TRU-Abfall ein brauchbarer Reaktorkern aufbauen.
Eine Beseitigung der Nuklide der Gruppe A) wäre in schnellen Reaktoren
mit ihren höheren Neutronenflüssen durch Neutroneneinfang nicht
sinnvoll möglich, selbst wenn man die Neutronen thermalisiert
(abbremst): Zur Mengenreduktion auf ein Zwanzigstel benötigen einige
langlebige Spaltprodukte eine Bestrahlung in schnellen Reaktoren von
weit mehr als einem Jahrhundert [3], was offensichtlich ineffizient
wäre, da dabei ständig neuer Müll erzeugt würde.

Da Spallationsreaktionen an schweren Elementen hohe Neutronenflüsse
liefern, wird seit circa 30 Jahren an Spallationsquellen zur
Transmutation gearbeitet (Accelerator Driven Systems, ADS). In neueren
Konzepten wird ein Protonenstrahl auf extrem hohe Energien
beschleunigt (mehr als 1 Gigaelektronenvolt), und auf ein sogenanntes
Target geschossen (Blei/Wismut, Wolfram, Quecksilber). Die dabei durch
Primärspallation freigesetzten Neutronen sollen durch
Sekundärspallation und Spaltung Aktinoide, die um das Target
angeordnet werden, umwandeln. Man hofft, das energetisch ausgeglichen
ablaufen lassen zu können, da die Aktinoidmenge im System zwar
unterkritisch bleiben soll (keff circa 0,9 bis 0,95), zusammen mit den
eingespeisten Spallationsneutronen aber eine konstant ablaufende
Kettenreaktion hervorruft. Dann ergäbe sich ein sogenannter
unterkritischer Reaktor (Rubbia-Reaktor), aus dem Wärme zur
Stromerzeugung ausgekoppelt werden kann. Ob die Stromerzeugung
ausreicht, um den hohen Verbrauch des Protonenbeschleunigers
abzudecken, ist strittig. ADS-Anlagen sind deutlich unempfindlicher
gegen Kritikalitätsstörfälle als schnelle Reaktoren mit TRU-Beladung.
Für MA werden selbst in ADS nur Umsatzraten von 10 Prozent pro Jahr
als aktuell erreichbar angesehen.

Würden die Spallationsneutronenflüsse in großen Spallationsquellen
thermalisiert, ließen sich langlebige Spaltprodukte zwar schneller
transmutieren als in Reaktoren; solche Umwandlungen wären aber aus
energetischer Sicht sehr ineffizient. Hinreichend große Beschleuniger,
wie sie für großtechnische Anlagen notwendig wären, sind ohnehin noch
nicht verfügbar. Problematisch ist auch, dass die
Spallationsreaktionen in einem nichtradioaktiven Target große Mengen
radioaktiver Nuklide erzeugen - und zwar großenteils solche, die bei
der klassischen Spaltung nicht entstehen, und über die daher zum Teil
wenig bekannt ist.

Die schon erwähnte kleine ADS-Anlage Myrrha mit einem
Blei/Wismut-Target etwa würde in erheblichem Umfang das Ultragift
Polonium-210 generieren (welches 2006 beim Mord am russischen
Dissidenten Litvinenko in London zum Einsatz kam; es ist circa 1
Million mal giftiger als Kaliumcyanid); es hat zwar nur eine
Halbwertszeit von 128 Tagen, wäre aber bei Störfällen sehr
problematisch. Sicherheit und Entsorgung solcher Targets bedeuten also
eine ganz neue, weitgehend ungelöste Herausforderung. [4]

Ein weiteres Problem der Transmutation besteht darin, dass die
Kernumwandlung keineswegs aufhört, wenn ein kurzlebiges oder stabiles
Produkt erreicht ist. Als Beispiel sei nochmals auf die Umwandlung von
stabilem Cs133 in radioaktives Cs-134 (2 Jahre Halbwertszeit)
eingegangen: Bei längerer Bestrahlung wird dieses Cs-134 nämlich in
langlebiges Cs-135 überführt (2 Millionen Jahre Halbwertszeit). Es
kommt also darauf an, vor und während der Transmutation ständig die
erwünschten stabilen oder kurzlebigen Produkte abzutrennen, um eine
weitere Umwandlung in unerwünschte Produkte zu verhindern. Bei diesem
Aufarbeitungsprozess (Partitioning genannt) handelt es sich um eine
viel komplexere und vermutlich noch umweltschädigendere Maßnahme als
bei der klassischen Wiederaufarbeitung. Dieses sicherheitstechnisch
problematische Partitioning ist während der Transmutation circa 5 bis
10-mal zu wiederholen. Ein gewisser Vorteil des Partitioning läge
darin, dass es das endzulagernde Volumen reduzieren könnte (das heißt
das Endlager könnte kleiner werden). Das Partitioning ist allerdings
bisher in vielen Bereichen über den Labormaßstab nicht hinausgekommen.
Eine Kombination von Transmutation und Partitioning sollen in der
Planung befindliche Flüssigsalzreaktoren mit Online-Wiederaufarbeitung
bereitstellen können; wegen ihres hohen Proliferationsrisikos stehen
sie in der Kritik.

Fazit

Mittelfristig technisch machbar erscheint nur eine Transmutation von
TRU in schnellen Reaktoren. Zusammen mit dem notwendigen, aber noch
nicht vollständig entwickelten Partitioning ließe sich so zwar eine
signifikante Volumenreduktion der endzulagernden Abfälle erreichen,
nicht aber eine deutliche Verminderung des Risikos des Endlagers:
Letzteres wird ja von den leicht beweglichen Nukliden niedriger Masse
bestimmt und nicht von den zwar hochtoxischen, aber immobilen TRU.
Auch wegen der erheblichen Umweltauswirkungen und wegen des
Sicherheitsrisikos von Partitioning & Transmutation erscheint es daher
mehr als fraglich, dass damit eine Verbesserung bei der nuklearen
Entsorgung erzielt werden kann. Es ist vielmehr zu befürchten, dass
der Einstieg in diese Technologie die Sicherheits- und
Entsorgungsprobleme der Nukleartechnik weiter verschärfen würde.


Anmerkungen

(1) r.moormann@gmx.de

(2) Klassische Reaktoren (LWR) sind thermische Reaktoren, da sie mit
gebremsten, also langsamen (thermischen) Neutronen arbeiten. Schnelle
Reaktoren spalten mit ungebremsten Neutronen.
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Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter
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FEUER/039: Holzplantagen - "Die Wahrheit hinter der Katastrophe" (ARA Magazin)


ARA Magazin 23, 2017/18 - Arbeitsgemeinschaft Regenwald und
Artenschutz e.V.

Holzplantagen

"Die Wahrheit hinter der Katastrophe"



So lautete der Titel einer Fernseh-Reportage über die Waldbrände,
die in diesem Jahr in Portugal wüteten und kaum eingedämmt werden
konnten. Auch in Chile, Südafrika, Brasilien brannten die Wälder - bei
näherem Hinsehen allerdings allesamt Holzplantagen und Brennpunkte der
Waldzerstörung.


Waldbrände, wie sie in diesem Jahr in Portugal über Monate in
den Medien zu verfolgen waren, wurden als "die schlimmste Katastrophe
in der jüngeren Geschichte" (des Landes) bezeichnet. Fast 100 Menschen
kamen zu Tode, ganze Gemeinden wurden verwüstet, und viele Menschen
haben alles verloren.

Das Wort "Waldbrände" ist in diesem Zusammenhang aber die falsche
Bezeichnung und Katastrophe klingt wie Schicksal - dabei ist diese
Tragödie menschengemacht. Denn ein Viertel von Portugals bewaldeter
Landschaft (über 800.000 Hektar) wurde durch weitläufige Plantagen
ersetzt, die aus nichtheimischen Eukalyptus- und Kiefernarten
bestehen. Weil sie schnell wachsen, sind sie bei Forstwirtschaft und
Papierindustrie sehr beliebt und werden zusätzlich noch mit EU-Mitteln
gefördert.

Fatal ist aber, dass diese Plantagen den Boden austrocknen, weil sie
erhebliche Mengen Wasser verbrauchen. Außerdem enthalten sie
ätherische Öle, die leicht entflammbar sind und dann wie ein
Brandbeschleuniger wirken. Verbunden mit den Auswirkungen des
Klimawandels, der heißere Temperaturen und Dürren mit sich bringt,
eine verheerende Kombination.

Wer trägt die Verantwortung?

Ist es im Fall von Portugal die nationale Regierung, die einseitige
Verträge zum Beispiel mit dem Zellstoff- und Papierkonzern Portucel
abgeschlossen hat, dem Eigentümer der meisten Plantagen? Oder ist es
das kurzsichtige und unverantwortliche Verhalten der Zellstoff- und
Papierindustrie, die als Entschuldigung angibt, dass sie nur "auf die
Bedürfnisse des Marktes reagiert"? Sind es die FSC- und
PEFC-Zertifizierungsstellen, die Baumplantagen als "verantwortungsvoll
bewirtschaftete Wälder" zertifizieren? Tragen die Abgeordneten des
Europäischen Parlaments, die für die Subventionierung von
Baumplantagen in der EU gestimmt haben, die Verantwortung oder die
Weltbank (IFC), die Portucel in Portugal und jetzt auch in Mosambik
großzügig finanziert?

Wer wird die finanzielle Verantwortung für Todesfälle und
Verletzungen, verlorenes Einkommen und Schäden an Eigentum von
Privatpersonen und lokalen Gemeinden übernehmen? Die Erfahrungen
zeigen, dass die betroffenen Menschen oft mit den Problemen, die durch
die Plantagen entstehen, alleine gelassen und für die erlittenen
Schäden nicht entschädigt werden, während die Konzerne die Gewinne
einstreichen.

Plantagen sind keine Wälder

Ein Problem ist aber auch die Definition von dem, was Wälder sind. im
Rahmen der Vereinten Nationen ist hierfür die
Welternährungsorganisation FAO zuständig. Sie definiert Wälder
schlicht als Baumbedeckung und unterscheidet nicht zwischen
artenreichen Naturwäldern und Monokulturen.

So können Regenwälder abgeholzt und durch Kautschukplantagen ersetzt
werden. Oder gemäßigte und subtropische Wälder mit hoher Artenvielfalt
werden gerodet, um den Weg frei zu machen für eintönige Kiefern- oder
Eukalyptusplantagen. Nach der Definition der FAO gilt beides als Wald
und der so genannte Netto-Waldverlust ist gleich Null.

Selbst Plantagen gentechnisch veränderter Bäume werden
fälschlicherweise "Wälder" genannt. Derzeit wird insbesondere in das
Erbgut von Eukalyptusarten eingegriffen, um sie schneller wachsen zu
lassen, giftigen Herbiziden zu widerstehen oder sogar Minusgrade zu
tolerieren. Diese Eigenschaften würden es ermöglichen,
Eukalyptusplantagen noch weiter zu verbreiten und sie auf Regionen
auszudehnen, die derzeit noch zu kalt sind.

Die FAO beziffert den Waldverlust zwar auf 13 Millionen Hektar pro
Jahr, meint aber, dass diese dramatische Entwicklung durch
Aufforstungen mit Plantagen gemindert wird: "Aufgrund ehrgeiziger
Baumpflanzprogramme wachsen jährlich weltweit mehr als sieben
Millionen Hektar neuer Wälder heran."

Solange sich die FAO weigert anzuerkennen, dass Wälder durch ihre
biologische, soziale, kulturelle und spirituelle Vielfalt definiert
werden, fördert sie die Ausdehnung von großangelegten Baumplantagen
zum Nachteil örtlicher Gemeinschaften, echter Wälder und anderer
Ökosysteme.

Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen aus aller Welt, darunter auch
ARA, fordern die FAO immer wieder auf, diese verfälschende
Walddefinition zu ändern. Unterstützt werden sie dabei von
Wissenschaftlern und Experten aus aller Welt.


Landgrabbing für Plantagen in Mosambik

Die neue Studie "A Landgrab for Pulp // Usurpação de
Terra para Cellulose", herausgegeben von EPN, ADECRU, Quercus, KKM und
ARA, dokumentiert und kritisiert die großflächige Landnahme für
Eukalyptusplantagen für ein geplantes Zellstoffwerk in Mosambik. Diese
Anlage mit einer Produktionskapazität von 1,5 Millionen Tonnen pro
Jahr wird die globale Zellstoffproduktion des portugiesischen Konzerns
Portucel - einem der größten Zellstoff- und Papierproduzenten in
Europa - verdoppeln.

Zellstoffproduktion für den Weltmarkt in einem Land wie Mosambik, in
dem 80 Prozent der Bevölkerung von kleinbäuerlicher Landwirtschaft
abhängig sind, gefährdet massiv die Nahrungssicherheit der Menschen
vor Ort, aber auch die besonders artenreichen, verbliebenen Miombo
Wälder und den Wasserhaushalt in der Region.

www.araonline.dellandgrab.pdf
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AKTION/224: Jülicher Atommüll, Transportankündigung stößt auf Protest - Kundgebung in Ahaus am 18.3. (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 17.
März 2018

Jülicher Atommüll: Transportankündigung stößt auf Protest / Sonntag
(18.03.) Kundgebung in Ahaus



(Bonn, Ahaus, Jülich, 17.03.2018) Nach der Bekanntgabe, dass 152
Castor-Atommüll-Behälter von Jülich nach Ahaus (Kreis Borken)
transportiert werden sollen, hat der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) seinen ursprünglichen Aufruf zur Teilnahme an einer
Kundgebung am Sonntag (18. März) in Ahaus bekräftigt. Die Kundgebung,
die von der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" organisiert
wird, beginnt am Sonntag um 14 Uhr vor der Stadthalle in Ahaus.
Aktuelle Zeitungsberichte informieren darüber, dass eine Kommission
aus Bundes-und Landesministerien sich darauf geeinigt haben soll, dass
die Castorbehälter von Jülich nach Ahaus verbracht werden sollen. [*]

Die drohende Atommüllverschiebung von Jülich nach Ahaus stößt schon
seit Jahren auf heftigen Widerstand. Anti-Atomkraft-Initiativen und
Umweltverbände wie der BBU haben immer wieder darauf hingewiesen, dass
das Ahauser "Zwischen"lager nicht gegen Flugzeugabstürze und
Terrorangriffe gesichert ist. Die Initiativen und Verbände fordern,
dass für den Jülicher Atommüll ein neues Lager in Jülich errichtet
werden soll. Mehr dazu unter [**]

Die Kundgebung am Sonntag wurde von der Ahauser Bürgerinitiative
organisiert, um an den Beginn der Fukushima-Katastrophe vor rund
sieben Jahren am 11. März 2011 zu erinnern. Gleichzeitig soll auch an
den großen Castor-Atommülltransport von 1998 nach Ahaus (mit
Brennelementen aus den Atomkraftwerken Gundremmingen und
Neckarwestheim) erinnert werden. Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) betont, dass die
Erinnerung an frühere Blockadeaktionen in Ahaus den Protestwillen
gegen aktuell drohende Atommültransporte nach Ahaus schärfen wird.

Die Kundgebung findet am Sonntag vor der Stadthalle in Ahaus statt,
ursprünglich sollte sie am "Mahner" durchgeführt werden. Zur Teilnahme
rufen auch der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, der sich in der
Ahauser Nachbarschaft gegen die bundesweit einzige
Urananreicherungsanlage in Gronau zur Wehr setzt, und das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen auf. Die Kundgebung
richtet sich auch gegen drohende Atommülltransporte von Garching
(Bayern) nach Ahaus.

Informationen:

http://www.bi-ahaus.de


Engagement unterstützen

Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet
unter http://www.bbu-online.de und telefonisch unter 0228-214032. 
Die Facebook-Adresse lautet www.facebook.com/BBU72

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.



[*] https://www.finanzen-heute.com/20569-aachener-zeitung-juelicher-atommuell-soll-nach-ahaus.html

[**] http://westcastor.blogsport.de/images/westcastorresolution13.pdf
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